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L24009 Gemeindebedienstete Wien

10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

63/01 Beamten-Dienstrechtsgesetz

Norm

BDG 1979 §10 Abs4 Z2 impl;

B-VG Art130 Abs2;

DO Wr 1994 §18 Abs1;

DO Wr 1994 §18 Abs2;

DO Wr 1994 §20 Abs1;

DO Wr 1994 §20 Abs2;

DO Wr 1994 §20 Abs3;

DO Wr 1994 §20 Abs4;

DO Wr 1994 §26 Abs1;

DO Wr 1994 §31 Abs1 idF 1998/023;

DO Wr 1994 §72 Abs1;

Hinweis auf Stammrechtssatz

GRS wie 2001/12/0160 E 20. Februar 2002 RS 1 (hier: ohne den letzten Satz. Zu den an einen Beamten gestellten

Anforderungen zählen grundsätzlich die allgemeinen Dienstpflichten gemäß § 18 Abs. 1 und 2 Wr DO 1994 und die

besonderen Dienstpflichten gemäß §§ 20 Abs. 1 bis 4, 26 Abs. 1, 31 leg.cit.)

Stammrechtssatz

§ 72 Abs. 1 Wr DO 1994 stellt die Aufkündigung des provisorischen Dienstverhältnisses in das Ermessen der

Dienstbehörde. Sie ist daher nicht an das Vorliegen speziCscher Kündigungsgründe, insbesondere auch nicht an eine

im maßgeblichen Zeitpunkt vorliegende "Dienstunfähigkeit" gebunden. Freilich muss die Ermessensübung im Sinne

des Gesetzes erfolgen. Dieser besteht - entsprechend dem Zweck der Einrichtung der Probedienstzeit bzw. des

provisorischen Dienstverhältnisses - darin, den Beamten für seine Eignung für den Dienst zu prüfen und nur jene

provisorischen Beamten in das deCnitive Dienstverhältnis zu übernehmen, die allen Anforderungen entsprechen, die

an einen Beamten im Allgemeinen, wie in Anbetracht der Verwendung, für die er aufgenommen wurde, gestellt

werden müssen. Damit sollen alle sich nicht voll bewährenden Beamten noch vor Erlangung einer unkündbaren

Stellung von der Beamtenlaufbahn, für die sie sich nicht eignen, ausgeschlossen werden (vgl. das hg. Erkenntnis vom

22. Jänner 1997, Zl. 96/12/0123). In diesem Zusammenhang ist es nicht rechtswidrig, insbesondere aus häuCgen

"Krankenständen" mit steigender Tendenz den Schluss zu ziehen, der Beamte habe sich in Ansehung seiner

körperlichen Eignung nicht bewährt, weshalb ein Kündigungsgrund vorliege (vgl. das zu § 10 Abs. 4 Z. 2 BDG 1979

ergangene hg. Erkenntnis vom 22. Februar 1995, Zl. 95/12/0031).
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